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1 Bewilligter Bereich 

  
Entscheiddatum: 17.01.2025 

Partei: Versicherung X  
Thema: Änderung des Geschäftsplans (Art. 5 Abs. 1 VAG) 
Zusammenfassung: Die Versicherung X beantragte eine Änderung ihres 
Geschäftsplans, um den Tarif ihres Produkts Y im Bereich Taggeld auf-
grund der gestiegenen Gesundheitskosten in Zusammenhang mit diesem 
Produkt anzupassen. Die FINMA wies dieses Gesuch mit der Begründung 
ab, dass X die entsprechende exogene Teuerung nicht nachweisen 
konnte. Dabei darf die Bestimmung der exogenen Teuerung nicht einzig 
auf dem Produkt Y selbst basieren, ohne dass eine angemessene Korrek-
tur hinsichtlich der für das Produkt Y beobachteten Kostenentwicklung be-
rücksichtigt wird.  
Massnahmen: Abweisung der beantragten Änderung des Geschäftsplans 
(Tarifanpassung) (Art. 4 Abs. 2 Bst. r i.V.m. Art. 5 Abs. 1 VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 28.01.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Am 10. Mai 2024 stellte A der FINMA ein Gesuch um 
Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler. Im Rahmen der Überprüfung der Registrierungs- 
voraussetzungen hielt sich A nicht an Fristen, meldete sich erst nach mehr-
maligen Aufforderungen seitens der FINMA und reichte bis zuletzt trotz 
entsprechender Aufforderung nicht alle eingeforderten Unterlagen ein. Zu-
dem stellte die FINMA fest, dass gegen A – nebst den im Gesuch dekla-
rierten Verurteilungen, Betreibungen und Verlustscheinen – zahlreiche wei-
tere Strafverfahren geführt wurden und bereits eine weitere offene Betrei-
bung hängig ist. Angesichts der Verwicklungen in Straf- und Betreibungs-
verfahren sowie aufgrund des unzuverlässigen Verhaltens gegenüber der 
FINMA wurde A eine negative Gewährsprognose gestellt (Art. 41 Abs. 2 
Bst. b VAG). Die FINMA kam zum Schluss, dass A im vorliegenden Fall die 
Auskunftspflicht gegenüber der FINMA gemäss Art. 29 Abs. 1 FINMAG 
schwer verletzte und die Registrierungsvoraussetzung nach Art. 41 Abs. 2 
Bst. b VAG nicht erfüllt, weshalb sie die kostenpflichtige Abweisung des 
Gesuchs um Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versiche-
rungsvermittlerinnen und -vermittler verfügte. 
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Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im 
Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG); Kostenauflage 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist 
rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 28.01.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Am 24. Juni 2024 stellte A ein Gesuch um Erstregist-
rierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Im Rahmen der Überprüfung der Registrierungsvoraus- 
setzungen liess sich A trotz mehrfacher Aufforderung und teilweise ge-
währter Fristerstreckung inhaltlich nicht vernehmen. Auch auf eine Ermah-
nung zur Nachbesserung reagierte A nicht, sondern liess die Fragen der 
FINMA mehrheitlich unbeantwortet. Angesichts der mangelnden Mitwir-
kung im Verfahren von A und der damit einhergehenden Verletzung der 
Mitwirkungspflicht i.S.v. Art. 13 Abs. 1 Bst. a VwVG war der FINMA eine 
Beurteilung des Erstregistrierungsgesuchs, d. h. die Überprüfung der Re-
gistrierungsvoraussetzungen i.S.v. Art. 41 VAG, aufgrund der Aktenlage 
nicht möglich. Die FINMA trat deshalb auf das Gesuch um Erstregistrie-
rung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler nicht ein (Art. 13 Abs. 2 VwVG). 
Massnahmen: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG); Kostenauflage 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 18.02.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (Einzelunter-
nehmen) 
Thema: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler, Abweisung des Gesuchs um 
Erstregistrierung als ungebundene Versicherungsvermittlerin 
Zusammenfassung: A ist seit 2022 im Register der ungebundenen Versi-
cherungsvermittlerinnen und -vermittler eingetragen. A musste im Rahmen 
der Nachdokumentation gemäss Art. 41 VAG i.V.m. Art. 184 AVO sowie 
Art. 216c Abs. 5 AVO den Nachweis erbringen, die Registrierungsvoraus-
setzungen gemäss Art. 41 VAG zu erfüllen. Gemäss Art. 41 Abs. 3 Bst. a 
VAG werden Versicherungsvermittler, die wegen strafbaren Handlungen 
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gegen das Vermögen nach Art. 137–172ter StGB im Strafregister eingetra-
gen sind, nicht ins Versicherungsvermittlerregister eingetragen. Gemäss 
Strafregisterauszug war A wegen unrechtmässigen Bezugs von Leistungen 
der Sozialversicherung oder der Sozialhilfe gemäss Art. 148a Abs. 1 StGB 
verurteilt worden. Der entsprechende Eintrag war nach dem Verfügungs-
zeitpunkt noch rund drei Monate im Strafregister ersichtlich. Die FINMA 
kam zum Schluss, dass im vorliegenden Fall eine negative Eintragungs- 
voraussetzung gemäss Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG vorliegt und A damit die 
Registrierungsvoraussetzungen nach Art. 41 VAG nicht erfüllte, weshalb 
sie die kostenpflichtige Streichung des Eintrags von A aus dem Register 
verfügte. Ferner verfügte die FINMA die kostenpflichtige Abweisung des 
von A als Geschäftsinhaber für das Einzelunternehmen X eingereichten 
Gesuchs um Erstregistrierung als ungebundene Versicherungsvermittlerin, 
weil X aufgrund der Streichung des Registereintrages von A die Registrie-
rungsvoraussetzungen für Einzelunternehmen nicht mehr erfüllte. 
Massnahmen: Streichung des Eintrags von A aus dem Register der unge-
bundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FIN-
MAG i.V.m. Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG); Abweisung des Gesuchs von X um 
Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler (Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 21.02.2025  
Partei: Versicherungsvermittlerin A (natürliche Person) 
Thema: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A, die seit 2018 im Register der ungebundenen Ver-
sicherungsvermittlerinnen und -vermittler eingetragen war, erbrachte im 
Rahmen der Nachdokumentation nicht den Nachweis, dass sie die  
Registrierungsvoraussetzungen nach Art. 41 VAG erfüllte. Aus ihrem Be-
treibungsregisterauszug geht hervor, dass A im Laufe der letzten 20 Jahre 
eine sehr grosse Anzahl von Verlustscheinen über mehrere Hunderttau-
send Franken angesammelt hat, wovon nur ein kleiner Teil zurückbezahlt 
wurde. Zudem wurden mehrere Verlustscheine nach ihrer Eintragung im 
Register für ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und Versiche-
rungsvermittler ausgestellt, ohne dass sie die FINMA darüber informiert 
hätte, obwohl sie dazu verpflichtet war. Angesichts dieser Elemente kam 
die FINMA zum Schluss, dass A ein finanziell unseriöses Verhalten an den 
Tag gelegt hatte, was nicht mit der gesetzlichen Voraussetzung eines gu-
ten Rufes vereinbar ist, und dass sie auch keine Gewähr für die Erfüllung 
der Pflichten nach VAG bot (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG; Art. 187 Abs. 2 
Bst. b AVO). Daher entschied die FINMA, sie aus dem Register der unge-
bundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler zu löschen.  
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Massnahme: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebunde-
nen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FINMAG 
i.V.m. Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
2117/2025 

 

  
Entscheiddatum: 10.03.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Am 17. August 2024 stellte A ein Gesuch um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Im Rahmen der Überprüfung der Registrierungsvoraus- 
setzungen liess sich A trotz mehrfacher Aufforderung bis zuletzt nicht ver-
nehmen. Angesichts der fehlenden Mitwirkung im Verfahren von A und der 
damit einhergehenden Verletzung der Mitwirkungspflicht i.S.v. Art. 13 
Abs. 1 Bst. a VwVG war der FINMA eine Beurteilung des Erstregistrie-
rungsgesuchs, d. h. die Überprüfung der Registrierungsvoraussetzungen 
i.S.v. Art. 41 VAG, aufgrund der Aktenlage nicht möglich. Die FINMA trat 
deshalb auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register der ungebunde-
nen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler nicht ein (Art. 13 Abs. 2 
VwVG). 
Massnahmen: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG)  
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  
Entscheiddatum: 10.03.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Am 27. August 2024 stellte A ein Gesuch um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Im Rahmen der Überprüfung der Registrierungsvoraus- 
setzungen liess sich A trotz mehrfacher Aufforderung bis zuletzt nicht ver-
nehmen. Angesichts der fehlenden Mitwirkung im Verfahren von A und der 
damit einhergehenden Verletzung der Mitwirkungspflicht i.S.v. Art. 13 
Abs. 1 Bst. a VwVG war der FINMA eine Beurteilung des Erstregistrie-
rungsgesuchs, d. h. die Überprüfung der Registrierungsvoraussetzungen 
i.S.v. Art. 41 VAG, aufgrund der Aktenlage nicht möglich. Die FINMA trat 
deshalb auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register der 
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ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler nicht ein 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG). 
Massnahmen: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG); 

Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 
  

Entscheiddatum: 18.03.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: A stellte Mitte 2024 ein Gesuch um Erstregistrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler. Im Antragsformular bestätigte A, in keine strafrechtlichen Verfahren in-
volviert oder in den letzten zehn Jahren involviert gewesen zu sein. Aus 
dem von A beigelegten Strafregisterauszug gingen jedoch zwei Urteile her-
vor. Abklärungen der FINMA ergaben, dass gegen A weitere Strafverfah-
ren geführt und abgeschlossen wurden, die A der FINMA hätte deklarieren 
müssen. Die FINMA erwog, dass A insbesondere keine Gewähr zur Erfül-
lung der Pflichten nach VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG), da er auf-
sichtsrechtliche Pflichten schwer verletzt hatte, indem er der Auskunfts-
pflicht gemäss Art. 29 Abs. 1 FINMAG nicht nachgekommen war. Im Er-
gebnis erfüllte A die Registrierungsvoraussetzungen von Art. 41 Abs. 2 
Bst. b VAG nicht, weshalb die FINMA A die Registrierung im Register der 
ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 28.03.2025 
Partei: A (natürliche Person) 
Thema: Verletzung des Organisationserfordernisses und der anwendbaren 
Verhaltenspflichten sowie mangelhaftes Risikomanagement 
Zusammenfassung: Trotz verschiedener Warnsignale unterliess es die 
Bank X, ihr Risikomanagement mit Bezug auf von ihr vertriebene Produkte 
richtig aufzustellen bzw. im Laufe der Zeit anzupassen, wodurch sie so-
wohl das Organisationserfordernis wie auch ihre Verhaltenspflichten ver-
letzte. Die FINMA kam zum Schluss, dass A die schwere Verletzung des 
Organisationserfordernisses und der Verhaltenspflichten sowie das 



 
  

 7/35 
 

Referenz: 
G01497459;G01538702-000061 
 

mangelhafte Risikomanagement durch die Bank in erheblichem Masse mit-
verantwortet und damit das Aufsichtsrecht schwer verletzt hat. 
Massnahmen: Berufsverbot von zwei Jahren (Art. 33 FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
3594/2025 
 

  

Entscheiddatum: 01.04.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (juristische 
Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Eintragung im Register der ungebun-
denen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler und Streichung des 
Eintrags aus dem genannten Register 
Zusammenfassung: Die natürliche Person A stellte ein Gesuch um Ein-
tragung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Sein Strafregisterauszug weist jedoch strafbare Handlun-
gen nach Art. 164–166 StGB sowie nach Art. 323 Ziff. 4 und 5 StGB auf. 
Da es sich bei einigen von diesen strafbaren Handlungen um einen Ver-
weigerungsgrund (Art. 41 Abs. 3 VAG) handelt, wies die FINMA sein Ge-
such auf dieser Grundlage ab. A ist zudem einziger Verwaltungsrat von X, 
die im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -ver-
mittler eingetragen ist. Die ihm zu Last gelegten Vermögensdelikte haben 
ebenfalls negative Auswirkungen auf den guten Ruf von X (Art. 41 Abs. 2 
Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 Abs. 2 Bst. a AVO). Schliesslich mangelte es an 
Transparenz vonseiten A, da er entgegen der Verpflichtungen nach Art. 29 
FINMAG i.V.m. Art. 185 AVO der FINMA weder die Verurteilungen gegen 
ihn noch den Konkurs einer seiner Gesellschaften meldete. Diese Ele-
mente sind hier geeignet, die Prognose über die Gewähr für eine einwand-
freie Geschäftstätigkeit von X negativ zu beeinflussen. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Eintragung von A im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 VAG); Streichung des Eintrags von X aus dem Register der unge-
bundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FIN-
MAG i.V.m. Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 

  
Entscheiddatum: 22.04.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A stellte im Februar 2024 ein Gesuch um Erstregi- 
strierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und 
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-vermittler. Darin gab A an, in seiner Funktion als Gesellschafter und Ge-
schäftsführer in Konkursverfahren der im Bereich der Versicherungsver-
mittlung tätigen juristischen Personen Y und Z, bei welchen A Einfluss auf 
die Geschäftstätigkeit gehabt habe, involviert gewesen zu sein. A hatte zu-
vor via Y und Z für zwei Versicherungsunternehmen Versicherungsab-
schlüsse vermittelt, wofür den beiden Unternehmen hohe Provisionen aus-
bezahlt wurden. Die vermittelten Abschlüsse wurden daraufhin mit einer 
durchschnittlichen Quote von 85–95 % wieder storniert. Aufgrund der ho-
hen Stornoquoten stellten die involvierten Versicherungsunternehmen 
hohe Rückforderungen an Y und Z, welche diese jedoch nicht begleichen 
konnten. In der Folge kam es zur Eröffnung von Konkursverfahren, welche 
mangels Aktiven jedoch wieder eingestellt wurden. Die FINMA erwog, dass 
A für die unseriösen Geschäftstätigkeiten von Y und Z verantwortlich zeich-
nete und die Gesamtumstände auf ein systematisch missbräuchliches und 
folglich unseriöses Verhalten im Kernbereich der Versicherungsvermittlung 
i.S.v. Art. 46 VAG und Art. 187 Abs. 2 AVO schliessen lassen. Sie kam 
zum Schluss, dass A die erforderlichen Registrierungsvoraussetzungen 
nicht erfüllt, indem er keinen guten Ruf geniesst und keine Gewähr für die 
Erfüllung der Pflichten nach dem VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG 
i.V.m. Art. 187 Abs. 2 AVO), weshalb die FINMA A die Registrierung im 
Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

   
Entscheiddatum: 29.04.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A, der seit 2022 im Register der ungebundenen Ver-
sicherungsvermittlerinnen und -vermittler eingetragen ist, reichte die vom 
revidierten Gesetz verlangte Nachdokumentation ein. Die von der FINMA 
in diesem Zusammenhang durchgeführten Abklärungen ergaben, dass er 
wegen Handlungen strafrechtlich verurteilt worden war, die mit der Versi-
cherungsvermittlungstätigkeit unvereinbar sind, namentlich wegen sexuel-
len Handlungen mit einem Kind, Verbreitung von Pornografie an eine Per-
son unter 16 Jahren, ehelicher Gewalt und Fahren ohne gültigen Führer-
ausweis. Aufgrund ihrer Art und Schwere erachtete die FINMA diese straf-
baren Handlungen als Verstoss gegen das Erfordernis eines guten Rufs 
(Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 Abs. 2 Bst. AVO). Darüber hin-
aus gab die FINMA gegenüber A eine negative Prognose hinsichtlich der 
Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach VAG ab (Art. 41 Abs. 2 Bst. b 
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VAG). Aus diesen Gründen strich die FINMA seinen Eintrag aus dem Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler.  
Massnahmen: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebunde-
nen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FINMAG 
i.V.m. Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
4198/2025 

 
  

Entscheiddatum: 14.05.2025 
Partei: Versicherungsvermittlerin X (juristische Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: X stellte im September 2024 ein Gesuch um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler, nachdem sie zuvor ihrer Nachdokumentationspflicht ge-
mäss Art. 41 VAG i.V.m. Art. 184 AVO sowie Art. 216c Abs. 5 AVO nicht 
nachgekommen war, weshalb ihr Eintrag aus dem Versicherungsvermittler-
register gestrichen wurde. Im Gesuchsformular bestätigte X, dass weder 
sie selbst noch Y, die einzige Gesellschafterin und Geschäftsführerin der 
X, jeweils über Einträge im Betreibungsregisterauszug verfügten und 
reichte entsprechende Betreibungsregisterauszüge ein, welche keine Be-
treibungen, Konkurse oder Verlustscheine enthielten. Die von der FINMA 
direkt vom Betreibungsamt erhaltenen Betreibungsregisterauszüge sowohl 
betreffend X als auch Y für denselben Zeitraum enthielten diverse Betrei-
bungen. Die FINMA erwog, dass X insbesondere keine Gewähr zur Er- 
füllung der Pflichten nach VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG), da sie 
aufsichtsrechtliche Pflichten schwer verletzt hatte, indem sie der Aus-
kunftspflicht gemäss Art. 29 Abs. 1 FINMAG nicht nachgekommen war und 
der FINMA mutmasslich manipulierte Betreibungsregisterauszüge einge-
reicht hatte. Im Ergebnis erfüllte X die Registrierungsvoraussetzungen von 
Art. 41 VAG nicht, weshalb die FINMA X die Registrierung im Register der 
ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 14.05.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
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Zusammenfassung: A stellte im Jahr 2024 ein Gesuch um Registrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler. Gemäss Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG werden Versicherungsvermittler, die 
wegen strafbaren Handlungen gegen das Vermögen nach Art. 137–172ter 
StGB im Strafregister eingetragen sind, nicht ins Register eingetragen. Der 
Strafregisterauszug von A wies u. a. zwei Einträge wegen u. a. Sachbe-
schädigung gemäss Art. 144 Abs. 1 StGB auf. Ausserdem hat A gegen-
über der FINMA nur sieben Strafverfahren offengelegt. Die Abklärungen 
der FINMA ergaben hingegen, dass A nebst den von ihm offengelegten 
Strafverfahren in insgesamt 14 weitere Strafverfahren involviert war. lndem 
A nicht sämtliche zu deklarierenden Strafverfahren angegeben hat, hat er 
der FINMA falsche bzw. unvollständige Auskünfte erteilt und damit seine 
Auskunftspflicht gemäss Art. 29 FINMAG verletzt. Die FINMA erwog, dass 
gegen A eine negative Eintragungsvoraussetzung vorlag, weswegen sie 
die Registrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittle-
rinnen und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG);  
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 03.06.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Die natürliche Person A reichte 2024 ein Gesuch um 
Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler ein. Aus seinem Gesuch geht hervor, dass er unter an-
derem wegen Unterlassung der Buchführung (Art. 166 StGB) verurteilt 
wurde. Die FINMA hielt fest, dass der Eintrag im Strafregister einer Verur-
teilung wegen Verletzung von Art. 166 StGB, bei welcher es sich um ein 
Vermögensdelikt handelt, einen Verweigerungsgrund für die Eintragung im 
Register für ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und Versiche-
rungsvermittler darstellt (Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG). Aus diesem Grund 
wies sie das Gesuch um Eintragung im Register der ungebundenen Versi-
cherungsvermittlerinnen und -vermittler von A ab. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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Entscheiddatum: 03.06.2025 
Partei: Versicherungsvermittlerin X (juristische Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: X stellte der FINMA am 1. April 2024 ein Gesuch um 
Erstregistrierung als ungebundene Versicherungsvermittlerin. Grundle-
gende Voraussetzung für die Registrierung einer juristischen Person im 
Register für ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und Versiche-
rungsvermittler ist die Eintragung einer entweder mit der Verwaltung und 
Geschäftsführung betrauten Person oder einer Arbeitnehmerin bzw. eines 
Arbeitnehmers, welche selbst als ungebundene Versicherungsvermittlerin 
bzw. als ungebundener Versicherungsvermittler im Register eingetragen 
ist. Im Dezember 2024 verfügte die FINMA die Streichung des Registerein-
trags des einzigen Organs der X, weil dieses die Registrierungsvorausset-
zungen gemäss Art. 41 VAG nicht erfüllte. Die FINMA kam zum Schluss, 
dass X die grundlegende Registrierungsvoraussetzung für juristische Per-
sonen gegenwärtig nicht erfüllte, zumal X über keine mit der Verwaltung 
und Geschäftsführung betraute Person verfügt, welche selbst als ungebun-
dene Versicherungsvermittlerin im Register eingetragen ist. Ferner stellte 
die FINMA fest, dass X im vorliegenden Fall die Auskunfts- und Melde-
pflicht gegenüber der FINMA gemäss Art. 29 Abs. 1 FINMAG verletzte. Die 
FINMA verfügte die kostenpflichtige Abweisung des Gesuchs um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler von X. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 04.06.2025 

Partei: Bank X 
Thema: Sorgfaltspflichten zur Bekämpfung der Geldwäscherei, Organisa-
tion, Risikomanagement 
Zusammenfassung: Die Bank X verletzte sowohl bei der Eröffnung als 
auch während des Verlaufs einer Geschäftsbeziehung mit einem in 
Deutschland domizilierten Private-Banking-Kunden ihre Sorgfaltspflichten 
in schwerer Weise. Die Überprüfung und Dokumentation von kundenbezo-
genen Informationen (z. B. KYC-Formular) erfolgten nicht oder nur summa-
risch, sodass sie keine Rückschlüsse auf die tatsächliche Situation des 
Kunden ermöglichten. Entgegen dem deklarierten Zweck der Geschäftsbe-
ziehung (privater Vermögensaufbau) wurden die Konten für zahlreiche 
Durchlauftransaktionen verwendet. Abklärungen der Bank zu 
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Transaktionen mit erhöhten Risiken erwiesen sich als oberflächlich und un-
kritisch. Die von der Bank erstattete erste MROS-Meldung erfolgte ange-
sichts der Häufung schwerer Verdachtsmomente rund ein Jahr zu spät. 
Stichprobenkontrollen offenbarten zudem Mängel in den KYC-Unterlagen 
und in der Überwachung weiterer Geschäftsbeziehungen. Trotz erstellter 
Aufsichtsrechtsverstösse nahm die Bank im Wesentlichen eine passive 
Haltung ein und unterliess es, aus eigener Initiative effektive Korrekturmas-
snahmen zu ergreifen. 
Massnahmen: Massnahmen zur Wiederherstellung des ordnungsgemäs-
sen Zustands (Art. 31 FINMAG), Einziehung in der Höhe von rund 
CHF 21'000.– (Art. 35 FINMAG). 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
5010/2025 

 

  
Entscheiddatum: 17.06.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (juristische 
Person) 
Thema: Abweisung der Gesuche um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A reichte für sich selbst und für seine Gesellschaft X 
zwei Gesuche um Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versi-
cherungsvermittlerinnen und -vermittler ein, in denen A erklärte, in den 
letzten zehn Jahren nicht Gegenstand einer strafrechtlichen Verurteilung 
gewesen zu sein. Die von der FINMA in diesem Zusammenhang durchge-
führten Abklärungen ergaben, dass A weniger als zehn Jahre zuvor straf-
rechtlich verurteilt worden war, weil er mehrfach die Unterschrift von Kun-
den gefälscht und in ihrem Namen ohne ihre Zustimmung Versicherungs-
verträge abgeschlossen bzw. zur Kündigung von Versicherungsverträgen 
von Kunden die Unterschrift von Versicherungsvertretern gefälscht hatte 
(insb. Art. 146 Abs. 1 und Art. 251 Ziff. 1 StGB). Die FINMA erachtete 
diese strafbaren Handlungen als mit der Versicherungsvermittlungstätigkeit 
unvereinbar und befand angesichts der Schwere dieser direkt im Rahmen 
der Versicherungsvermittlungstätigkeit begangenen Straftaten, dass A kei-
nen guten Ruf genoss (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 Abs. 2 
Bst. a AVO). Ausserdem gab die FINMA angesichts der Art dieser Strafta-
ten sowie der schweren, wiederholten und bewussten Verstösse von A ge-
gen die Meldepflicht im Sinne von Art. 29 Abs. 1 FINMAG, die er im Rah-
men seiner Registrierungsgesuche beging, eine negative Prognose hin-
sichtlich seiner Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach VAG ab. Da A 
die Registrierungsvoraussetzungen nach Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG nicht 
erfüllte, wurden sein Gesuch um Eintragung und jenes von X abgewiesen. 
Massnahmen: Abweisung der Gesuche um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Ers(Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 Abs. 2 Bst. a AVO) 
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Rechtskraft: Die Verfügung ist rechtskräftig, nachdem auf eine Be-
schwerde beim Bundesverwaltungsgericht nicht eingetreten wurde.  

 
  

Entscheiddatum: 20.06.2025 
Partei: Vermögensverwalterin X AG 
Thema: Bewilligungsentzug und Liquidation 
Zusammenfassung: Die X AG stellte anfangs 2023 ein Gesuch um Bewil-
ligung als Vermögensverwalterin. Da die X AG die Anforderungen an die 
Eigenmittel und das Mindestkapital noch nicht erfüllte, wurde das Gesuch 
der X AG unter Rechtskraftvorbehalt bewilligt. Die Bewilligung war insofern 
bedingt, als sie in Kraft treten sollte, wenn die Anforderungen hinsichtlich 
des Mindestkapitals sowie der Eigenmittel von der X AG bis zu einem vor-
definierten Zeitpunkt eingehalten waren. Die X AG teilte der FINMA später 
wahrheitswidrig mit, dass die Anforderungen erfüllt seien. Auf die späteren 
mehrmaligen Nachfragen der FINMA im Zusammenhang mit den unter-
schrittenen Eigenkapitalanforderungen antwortete sie jeweils, diese wür-
den in naher Zukunft erfüllt. Nachdem die Vermögensverwalterin innert an-
gemessener Zeit die Erfüllung der Anforderungen nicht nachweisen 
konnte, entzog die FINMA die Bewilligung der X AG und ordnete ihre Liqui-
dation an. 

Massnahmen: Entzug der Bewilligung (Art. 37 FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-618/2026  
 

  

Entscheiddatum: 24.06.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (juristische 
Person) 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler und Strei-
chung des Eintrags aus dem genannten Register 
Zusammenfassung: Im Jahr 2024 reichte X ein Gesuch um Erstregistrie-
rung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler bzw. betreffend A ein Nachdokumentationsgesuch zur Bei-
behaltung seines Eintrags im genannten Register ein. Trotz wiederholter 
Aufforderungen der FINMA wurden die Auskunftsanfragen nicht mehr be-
antwortet, obwohl diese Auskünfte für die Prüfung des jeweiligen Gesuchs 
notwendig gewesen wären. Die FINMA hielt einen Verstoss gegen die Mit-
wirkungspflicht von X fest und trat nicht auf ihr Gesuch um Erstregistrie-
rung ein (Art. 13 Abs. 2 VwVG). In Bezug auf A, der bereits im Register für 
ungebundene Versicherungsvermittlerinnen und Versicherungsvermittler 
eingetragen war und der FINMA den Konkurs einer Gesellschaft, in der er 
eine Position innehatte, die ihm einen Einfluss auf deren Geschäftstätigkeit 
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ermöglichte, nicht gemeldet hatte, wurde die fehlende Reaktion auf die An-
fragen der FINMA als schwerer Verstoss gegen die Auskunfts- und Melde-
pflicht (Art. 29 FINMAG) eingestuft. Diese schweren und wiederholten 
Verstösse von A gegen das Aufsichtsrecht begründeten seine Streichung 
aus dem Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. 
Massnahmen: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler von 
X, Löschung von A aus dem Register der ungebundenen Versicherungs-
vermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FINMAG i.V.m. Art. 51 Abs. 2 
Bst. g VAG)  
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 01.07.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A stellte im Oktober 2024 ein Gesuch um Erstregist-
rierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Im Rahmen der Abklärungen der FINMA stellte sich her-
aus, dass A als Angestellter der Y an das Versicherungsunternehmen Z 
Versicherungspolicen vermittelte, wofür A Provisionen erhielt. Die vermit-
telten Policen wurden in der Folge jedoch allesamt, d. h. mit einer Quote 
von 100 %, wieder storniert. Zudem verletzte A die Auskunftspflicht ge-
mäss Art. 29 FINMAG schwer, indem A gegenüber der FINMA die Involvie-
rung in diverse Strafverfahren nicht offenlegte. Die FINMA erwog, dass die 
Gesamtumstände auf ein systematisch unseriöses Verhalten im Kernbe-
reich der Versicherungsvermittlung schliessen lassen. Sie kam zum 
Schluss, dass A die erforderlichen Registrierungsvoraussetzungen nicht 
erfüllt, indem A keinen guten Ruf geniesst und keine Gewähr für die Erfül-
lung der Pflichten nach dem VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. 
Art. 187 Abs. 2 AVO), weshalb die FINMA A die Registrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler verwei-
gerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 02.07.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 



 
  

 15/35 
 

Referenz: 
G01497459;G01538702-000061 
 

Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A stellte Ende 2024 ein Gesuch um Erstregistrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler. Im Antragsformular bestätigte A, in Straf-, Betreibungs-, Konkursver-
fahren involviert oder in den letzten zehn Jahren involviert gewesen zu sein 
und deklarierte u. a. mehrere Betreibungs- und ein Konkursverfahren so-
wie abgeschlossene Strafverfahren, wobei Letztere auch im beigelegten 
Strafregisterauszug verzeichnet waren. Abklärungen der FINMA führten 
ein weiteres, hängiges Strafverfahren u. a. wegen Verdachts auf Betrug zu 
Tage, welches A der FINMA hätte deklarieren müssen. Nach Würdigung 
der Gesamtumstände erwog die FINMA, dass A keinen guten Ruf geniesst 
und keine Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach VAG bietet (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG), da A u. a. aufsichtsrechtliche Pflichten schwer verletzt 
hatte, indem A der Auskunftspflicht gemäss Art. 29 Abs. 1 FINMAG nicht 
nachgekommen war. Im Ergebnis erfüllte A die Registrierungsvorausset-
zungen von Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 AVO nicht, weshalb 
die FINMA A die Registrierung im Register der ungebundenen Versiche-
rungsvermittlerinnen und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG; Art. 187 AVO) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 07.07.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: Am 20. August 2024 stellte A ein Gesuch um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Im Rahmen der Überprüfung der Registrierungsvorausset-
zungen liess sich A trotz mehrfacher Aufforderung inhaltlich nicht ausrei-
chend vernehmen. Namentlich fehlten der FINMA relevante Unterlagen zur 
materiellen Prüfung des Gesuchs, insbesondere im Zusammenhang mit 
dem betreibungs- und konkursrechtlichen Hintergrund von A sowie Anga-
ben zum Ausgang von gegen ihn geführten Strafverfahren. Angesichts der 
mangelnden Mitwirkung im Verfahren von A und der damit einhergehenden 
Verletzung der Mitwirkungspflicht i.S.v. Art. 13 Abs. 1 Bst. a VwVG war der 
FINMA eine Beurteilung des Erstregistrierungsgesuchs, d. h. die Überprü-
fung der Registrierungsvoraussetzungen i.S.v. Art. 41 VAG, nicht möglich. 
Die FINMA trat deshalb auf das Gesuch um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler nicht ein 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG). 
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Massnahmen: Nichteintreten auf das Gesuch um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
(Art. 13 Abs. 2 VwVG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 07.07.2025 
Partei: Vermögensverwalterin X AG 
Thema: Nichteintreten auf das Gesuch um Bewilligung als Vermögensver-
walterin 
Zusammenfassung: Im Februar 2023 reichte X bei der FINMA ein Ge-
such um Bewilligung als Vermögensverwalterin ein. Da insbesondere hin-
sichtlich der Anzahl und Qualität der Anlegerinnen und Anleger des verwal-
teten Fonds Zweifel bestanden, stellte die FINMA ihr eine Reihe von er-
gänzenden Fragen, die trotz wiederholter Aufforderungen unbeantwortet 
blieben. Da die FINMA nicht beurteilen konnte, ob das Bewilligungsgesuch 
von X die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, erliess sie diesbezüglich 
einen Nichteintretensentscheid aufgrund fehlender Mitwirkung (Art. 13 
Abs. 2 VwVG). 
Massnahme: Nichteintreten auf das Bewilligungsgesuch aufgrund fehlen-
der Mitwirkung (Art. 13 Abs. 2 VwVG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 12.08.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: A stellte Mitte 2024 ein Gesuch um Erstregistrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler. Im Antragsformular bestätigte A, in Straf-, Betreibungsverfahren u. ä. 
involviert oder in den letzten zehn Jahren involviert gewesen zu sein und 
deklarierte offene Betreibungsverfahren. Abklärungen der FINMA führten 
ein weiteres, hängiges Strafverfahren u. a. wegen Verdachts auf Betrug zu 
Tage, welches A der FINMA hätte deklarieren müssen. Ebenso deklarierte 
A ein Konkursverfahren, das er zu verantworten hat, sowie ein Mandat 
bzw. eine qualifizierte Beteiligung, nicht. Nach Würdigung der Gesamtum-
stände erwog die FINMA, dass A keine Gewähr für die Erfüllung der Pflich-
ten nach VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG), da er u. a. aufsichtsrecht-
liche Pflichten schwer verletzt hatte, indem er der Auskunftspflicht gemäss 
Art. 29 Abs. 1 FINMAG nicht nachgekommen war. Im Ergebnis erfüllte A 
die Registrierungsvoraussetzungen von Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. 
Art. 187 AVO nicht, weshalb die FINMA ihm die Registrierung im Register 
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der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler verwei-
gerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG; Art. 187 AVO) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 30.09.2025 
Partei: Versicherungsvermittlerin A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: A stellte im Jahr 2025 ein Gesuch um Erstregistrie-
rung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler. Gemäss Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG werden Versicherungs-
vermittler, die wegen strafbaren Handlungen gegen das Vermögen nach 
Art. 137–172ter StGB im Strafregister eingetragen sind, nicht ins Register 
eingetragen. Der Strafregisterauszug von A wies einen Eintrag wegen 
Diebstahls gemäss Art. 139 Abs. 1 StGB sowie einen Eintrag wegen «Wi-
derhandlung gegen ausländische Gesetzesbestimmung» auf, welchem ein 
im Ausland begangener und verurteilter Diebstahl zugrunde lag. Mittels 
Gesetzesauslegung kam die FINMA zum Schluss, dass trotz des Wortlauts 
von Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG, nicht nur Verstösse gegen das schweizeri-
sche StGB, sondern auch ausländische Verurteilungen wegen Vermögens-
delikten vom Sinn und Zweck der Bestimmung – Schutz der Versicherten 
vor Missbräuchen (vgl. Art. 1 Abs. 2 VAG) – erfasst sein müssen. Die 
FINMA erwog, dass gegen A zwei negative Eintragungsvoraussetzungen 
vorliegen, welche der Erstregistrierung entgegenstehen. Da A im Ergebnis 
die Registrierungsvoraussetzungen gemäss Art. 41 VAG nicht erfüllte, ver-
weigerte die FINMA A die Registrierung im Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 

  
Entscheiddatum: 07.10.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: Die natürliche Person A stellte im Jahr 2024 ein Ge-
such um Erstregistrierung im Register der ungebundenen 
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Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler. Gemäss Art. 41 Abs. 3 Bst. a 
VAG werden Versicherungsvermittler, die wegen strafbaren Handlungen 
gegen das Vermögen nach Art. 137–172ter StGB im Strafregister eingetra-
gen sind, nicht ins Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler eingetragen. Der Strafregisterauszug von A wies insbe-
sondere einen Eintrag wegen qualifizierten Betrugs gemäss Art. 146 Abs. 2 
StGB und Misswirtschaft gemäss Art. 165 Abs. 1 StGB auf. Die FINMA er-
wog, dass gegen A eine negative Eintragungsvoraussetzung vorliegt, wel-
che der Erstregistrierung entgegensteht. Da A im Ergebnis die Registrie-
rungsvoraussetzungen gemäss Art. 41 VAG nicht erfüllte, verweigerte die 
FINMA A die Registrierung im Register der ungebundenen Versicherungs-
vermittlerinnen und -vermittler. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 21.10.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (Einzelunter-
nehmen)  
Thema: Nichteintreten auf die Gesuche um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler  
Zusammenfassung: Im Jahr 2025 reichten A und sein Einzelunternehmen 
X beide ein Gesuch um Erstregistrierung im Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler ein. Der Strafregisterauszug 
von A weist zwei Verurteilungen wegen schwerer Verstösse gegen das 
Strassenverkehrsgesetz auf. Trotz wiederholter Aufforderungen der FINMA 
beantwortete A die Anfragen nach Auskünften nicht, obwohl diese Aus-
künfte für die Bearbeitung der Registrierungsgesuche notwendig gewesen 
wären. Auf der Grundlage von Art. 13 Abs. 2 VwVG trat die FINMA nicht 
auf die Erstregistrierungsgesuche von A und X ein. 
Massnahme: Nichteintreten auf die Gesuche um Erstregistrierung im Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler von 
A und X (Art. 13 Abs. 2 VwVG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig.  
 

  

Entscheiddatum: 27.10.2025 
Partei: Trustee X 
Thema: Ablehnung des Gesuchs um Bewilligung als Trustee 
Zusammenfassung: Im Rahmen der Prüfung des Bewilligungsgesuchs 
von X ergab sich, dass die geschäftsführende Person A Gegenstand einer 
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strafrechtlichen Verurteilung wegen gewerbsmässigen Betrugs und Urkun-
denfälschung (Art. 146 und 251 StGB) war, was der FINMA nicht gemeldet 
wurde. In der Folge stellte sich heraus, dass X über die Mitglieder seines 
Verwaltungsrats bereits vor der Anstellung von A von dieser strafrechtli-
chen Verurteilung Kenntnis hatte und sie der FINMA seit Einreichung des 
Bewilligungsgesuchs verschwiegen hatte. Durch die fehlende Transparenz 
in der Kommunikation mit der FINMA haben X und die Mitglieder seines 
Verwaltungsrats keine Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit ge-
boten. In Bezug auf die geschäftsführende Person A wurde aufgrund ihrer 
Entlassung nicht untersucht, ob ihre Verurteilung und ihr Verhalten mit der 
Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit vereinbar waren. 
Massnahmen: Ablehnung des Bewilligungsgesuchs (Art. 2 Abs. 1 Bst. b 
i.V.m. Art. 5 Abs. 1 FINIG) 

Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 28.10.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: A stellte anfangs 2025 ein Gesuch um Erstregistrie-
rung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler, nachdem im August 2024 der bereits seit mehreren Jahren 
bestehende Registereintrag von A gelöscht wurde, weil A der Nachdoku-
mentationspflicht gemäss Art. 41 VAG i.V.m. Art. 184 AVO sowie Art. 216c 
Abs. 5 AVO nicht fristgerecht nachgekommen war. Gemäss den im Rah-
men des Erstregistrierungsgesuchs – teilweise erst auf Aufforderung der 
FINMA – eingereichten Betreibungs- und Verlustscheinregisterauszügen 
bestanden gegen A nicht getilgte Verlustscheine der letzten 20 Jahre im 
Gesamtbetrag von rund CHF 440'000.–, welche A der FINMA während des 
bestehenden Aufsichtsverhältnisses nicht gemeldet hatte. Nach Würdigung 
der Gesamtumstände erwog die FINMA, dass A keinen guten Ruf genoss 
und keine Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach VAG bot (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG), da A u. a. ein finanziell unseriöses Verhalten an den 
Tag legte und auch aufsichtsrechtliche Pflichten (über mehrere Jahre) 
schwer verletzt hatte. Im Ergebnis erfüllte A die Registrierungsvorausset-
zungen von Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG nicht, weshalb die FINMA A die Re-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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Entscheiddatum: 20.11.2025 

Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
Zusammenfassung: Die natürliche Person A reichte 2025 ein Gesuch um 
Erstregistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler ein. Aus seinem Registrierungsgesuch geht hervor, 
dass A u. a. wegen Verfügung über mit Beschlag belegte Vermögenswerte 
(Art. 169 StGB) verurteilt wurde. Die FINMA hielt fest, dass der Eintrag im 
Strafregister einer Verurteilung wegen eines Vermögensdelikts (Art. 169 
StGB) einen Verweigerungsgrund für die Eintragung im Register der unge-
bundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler darstellte (Art. 41 
Abs. 3 Bst. aVAG). Aus diesem Grund wies sie das Gesuch um Eintragung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler von A ab.  
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 3 Bst. a VAG). 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 20.11.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) und X (Einzelunter-
nehmen) 
Themen: Streichung des Eintrags aus dem Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler und Abweisung des Gesuchs 
um Erstregistrierung im genannten Register 
Zusammenfassung: Im Jahr 2024 reichte A ein Gesuch um Erstregistrie-
rung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler und für sein Einzelunternehmen ein Nachdokumentations-
gesuch für bereits im Register der ungebundenen Versicherungsvermittle-
rinnen und -vermittler eingetragene Personen ein. Da der Strafregisteraus-
zug von A eine strafrechtliche Verurteilung wegen Veruntreuung durch An-
eignung einer ihm anvertrauten Sache im Sinne von Art. 138 Ziff. 1 Abs. 1 
StGB aufweist, was einen Verweigerungsgrund im Sinne von Art. 41 Abs. 3 
Bst. a VAG darstellt, wurde A gemäss Art. 37 Abs. 1 FINMAG aus dem Re-
gister der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler ge-
löscht und das Registrierungsgesuch von X, deren alleiniger Inhaber A ist, 
abgelehnt. A verstiess auch gegen seine Auskunfts- und Meldepflicht, in-
dem er es in Verletzung von Art. 29 Abs. 1 und 2 FINMAG und Art. 185 
AVO unterliess, der FINMA diese Verurteilung sowie das Vorliegen von 
Betreibungen gegen ihn zu melden, womit er der FINMA falsche Auskünfte 
im Sinne von Art. 45 FINMAG erteilte.  
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Massnahmen: Streichung des Eintrags von A aus dem Register der unge-
bundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FIN-
MAG i.V.m. Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG); Abweisung des Gesuchs um Ein-
tragung von X im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerin-
nen und -vermittler (Art. 41 Abs. 3 Bst. a VAG). 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig.  
 

  

Entscheiddatum: 02.12.2025 
Partei: Versicherungsvermittler A (natürliche Person), Einzelunternehmen 
X 
Thema: Streichung des Eintrags im Register der ungebundenen Versiche-
rungsvermittlerinnen und -vermittler; Abweisung des Gesuchs um Erstre-
gistrierung im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen 
und -vermittler 
Zusammenfassung: A ist seit 2007 als Versicherungsvermittler registriert. 
A musste im Rahmen der Nachdokumentation gemäss Art. 41 VAG i.V.m. 
Art. 184 AVO sowie Art. 216c Abs. 5 AVO den Nachweis erbringen, die 
Registrierungsvoraussetzungen gemäss Art. 41 VAG zu erfüllen und stellte 
ein Nachdokumentationsgesuch. Für sein Einzelunternehmen X stellte A 
ein Erstregistrierungsgesuch. Gemäss dem von A eingereichten Betrei-
bungsregisterauszug bestanden gegen A nicht getilgte Verlustscheine der 
letzten 20 Jahre im Gesamtbetrag von rund CHF 400'000.–, welche A der 
FINMA während des bisherigen Aufsichtsverhältnisses nicht gemeldet 
hatte. Nach Würdigung der Gesamtumstände erwog die FINMA, dass A 
u. a. aufgrund seines finanziell unseriösen Verhaltens keinen guten Ruf 
geniesst, und liess offen, ob A Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach 
VAG bietet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG). Im Ergebnis erfüllte A – und damit 
auch das Einzelunternehmen X – die Registrierungsvoraussetzungen von 
Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG nicht, weshalb die FINMA die Streichung des 
Eintrags von A und die Abweisung des Gesuchs von X verfügte. 
Massnahmen: Streichung des Eintrags im Register der ungebundenen 
Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 37 Abs. 1 FINMAG i.V.m. 
Art. 51 Abs. 2 Bst. g VAG); Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  
Entscheiddatum: 16.12.2025 
Parteien: Versicherungsvermittler A (natürliche Person) 
Thema: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register der un-
gebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler 
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Zusammenfassung:  
Die natürliche Person A stellte Mitte 2025 ein Gesuch um Erstregistrierung 
im Register der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermitt-
ler. Im Antragsformular bestätigte A, in ein Strafverfahren wegen eines 
Vermögens- oder Urkundendelikts involviert gewesen zu sein. Hingegen 
informierte A die FINMA im Rahmen des Antragformulars nicht darüber, 
dass er in Betreibungs- und ein Privatkonkursverfahren verwickelt gewe-
sen ist und Letzteres in Verlustscheinen in Höhe von CHF 11,4 Mio. resul-
tierte. Diese Information liess A der FINMA lediglich im Rahmen einer mit 
einem Dritten geführten E-Mail-Korrespondenz zukommen. Nach Würdi-
gung der Gesamtumstände erwog die FINMA, dass A über keinen guten 
Ruf verfügt und keine Gewähr für die Erfüllung der Pflichten nach VAG bie-
tet (Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG), da A ein finanziell unseriöses Verhalten an 
den Tag legte und aufsichtsrechtliche Pflichten verletzt hatte, indem er sei-
ner Auskunfts- und Meldepflicht gemäss Art. 29 Abs. 1 und 2 FINMAG 
nicht nachgekommen war. Im Ergebnis erfüllte A die Registrierungsvoraus-
setzungen von Art. 41 Abs. 2 Bst. b VAG i.V.m. Art. 187 Abs. 2 Bst. b AVO 
nicht, weshalb die FINMA A die Registrierung im Register der ungebunde-
nen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler verweigerte. 
Massnahmen: Abweisung des Gesuchs um Erstregistrierung im Register 
der ungebundenen Versicherungsvermittlerinnen und -vermittler (Art. 41 
Abs. 2 Bst. b VAG) 

Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 19.12.2025 
Parteien: Anleger A, B und C (natürliche Personen); Fondsleitung X, De-
potbank Y (juristische Personen) 
Thema: Einwendungen gegen geplante Fondsvertragsänderungen 
Zusammenfassung: Die Fondsleitung X mit Zustimmung der Depotbank 
Y ersuchte im Jahr 2025 für einen von ihr verwalteten Anlagefonds bei der 
FINMA um die Genehmigung von Änderungen des Fondsvertrags (Art. 27 
Abs. 1 KAG). Nach der Publikation der geplanten Änderungen erhoben 
drei natürliche Personen A, B, C, welche Anteile des Fonds hielten, bei der 
FINMA Einwendungen dagegen, worauf diese ein Verfahren eröffnete 
(Art. 27 Abs. 3 KAG). Die FINMA kam zum Schluss, dass die geplanten 
Fondsvertragsänderungen gesetzeskonform sind und die Interessen der 
Anleger A, B, C dadurch nicht übermässig beeinträchtigt werden. Die Anla-
gepolitik des Fonds war bereits bisher sehr breit formuliert und erlaubte 
verschiedene Investitionen, ohne prozentuale Vorgaben zu machen. Ge-
mäss Einschätzung der FINMA waren die vorgesehenen Anpassungen des 
Fondsvertrags im Wesentlichen konkretisierender Natur und stellten keine 
materielle Erweiterung der Anlageobjekte dar. Die FINMA wies die Einwen-
dungen daher ab und genehmigte die geplanten Fondsvertragsänderungen 
(Art. 27 Abs. 1 KAG). 



 
  

 23/35 
 

Referenz: 
G01497459;G01538702-000061 
 

Massnahmen: Abweisung der Einwendungen sowie Genehmigung der 
geplanten Fondsvertragsänderungen (Art. 27 Abs. 1 und Abs. 3 KAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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2 Marktaufsicht 

  
Entscheiddatum: 12.12.2025 
Partei: Händler A (natürliche Person) 
Thema: Ausnützen von Insiderinformationen (Frontrunning), Verstoss ge-
gen bankinterne Weisungen, Tätigkeitsverbot 
Zusammenfassung: A war als Händler bei der Bank X angestellt. Diese 
Funktion missbrauchte A wiederholt zur Erlangung privater Vermögensvor-
teile, indem er das geschäftliche Wissen um auszuführende grossvolumige 
Wertschriftentransaktionen für einen von der Bank verwalteten Fonds 
durch vorgängige Transaktionen über sein privates und gegenüber seiner 
Arbeitgeberin nicht offengelegtes Depot bei der Bank Y ausnutzte. Die 
FINMA stellte fest, dass A während seiner Anstellung als Händler bei der 
Bank X durch das Ausnutzen von Insiderinformationen im Sinne von 
Art. 142 FinfraG mittels Frontrunning, durch Intraday-Geschäfte sowie 
durch das Verschweigen seines privaten Wertschriftendepots bei der Bank 
Y wiederholt Aufsichtsrecht sowie die internen Vorschriften der Bank X 
schwer verletzt hat. Die FINMA verfügte ein Tätigkeitsverbot (Art. 33a 
Abs. 1 Bst. a FINMAG) gegen A für die Dauer von drei Jahren. 
Massnahmen: Tätigkeitsverbot für die Dauer von drei Jahren (Art. 33a 
Abs. 1 Bst. a FINMAG). 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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3 Übernahmen und Offenlegung 

  
Entscheiddatum: 01.12.2025 

Partei: T Fund und Y Fund, Z AG, W S.à.r.l., UEK (Vorinstanz) 

Thema: Übernahme, Kosten der Verfügung der UEK 
Zusammenfassung: Am 27. August 2025 veröffentlichte die W S.à.r.l. den 
Angebotsprospekt für ihr öffentliches Kaufangebot gemäss Art. 125 ff.  
FinfraG für alle sich im Publikum befindenden Namenaktion der X AG. Mit 
Verfügung vom 29. August 2025 stellte die UEK u. a. fest, dass das öffent-
liche Kaufangebot den rechtlichen Bestimmungen entspreche. Daraufhin 
gelangten der T Fund und der Y Fund als qualifizierte Aktionärinnen der Z 
AG mit einer Einsprache an die UEK. Die Einsprecherinnen stellten der 
UEK zahlreiche Anträge u. a. im Zusammenhang mit den Informations-
pflichten des Verwaltungsrats sowie der Fairness Opinion und Bewertungs-
fragen. Mit Verfügung vom 2. Oktober 2025 wies die UEK die Einsprache 
des T Funds und des Y Funds ab und auferlegte ihnen gestützt auf 
Art. 117 Abs. 5 FinfraV (Vorliegen eines «besonderen Falls») eine Gebühr 
von CHF 20'000.–. Gegen diese Kostenauflage erhoben der T Fund und 
der Y Fund Beschwerde bei der FINMA. In ihrer Verfügung stellte die 
FINMA fest, dass ein besonderer Fall im Sinne von Art. 117 Abs. 5 FinfraV 
vorliegt, weshalb die UEK berechtigt war, eine Gebühr zu erheben. Die Ge-
bühr erwies sich auch in ihrer Höhe als verhältnismässig. Entsprechend 
wies die FINMA die Beschwerde des T Funds und des Y Funds ab. 

Massnahmen: Abweisung der Beschwerde 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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4 Unerlaubt tätige Finanzmarktanbieter 

  
Entscheiddatum: 14.05.2025 

Partei: A (natürliche Person) 
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen, Verletzung 
der Auskunftspflicht 
Zusammenfassung: A hat zwischen April 2021 und Oktober 2024 Darle-
hen von mindestens 65 natürlichen und juristischen Personen in der Ge-
samthöhe von rund CHF 9 Mio. über verschiedene Bankkonten und in bar 
entgegengenommen. Dabei waren über einen Zeitraum von mehr als zwei 
Jahren mehr als 20 Darlehen gleichzeitig offen. In den schriftlichen Darle-
hensverträgen verpflichtete sich A zur Rückzahlung des vollständigen Dar-
lehensbetrags an die Darlehensgeber innerhalb der vereinbarten Darle-
hensdauer sowie zur Zahlung von Darlehenszinsen. A hat demnach ge-
werbsmässig Publikumseinlagen entgegengenommen (Art. 1 Abs. 2 
BankG), ohne über die dafür erforderliche Bankenbewilligung (Art. 3 
BankG) zu verfügen, und damit Aufsichtsrecht schwer verletzt. Schliesslich 
verletzte A auch seine Auskunfts- und Mitwirkungspflicht gemäss Art. 29 
FINMAG schwer, indem er der FINMA und der Untersuchungsbeauftragten 
falsche und unvollständige Informationen erteilte sowie für die Untersu-
chung relevante Informationen nicht zur Verfügung stellte. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation der Un-
terlassungsanweisung für die Dauer von vier Jahren (Art. 34 FINMAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  

Entscheiddatum: 27.05.2025 
Partei: A (natürliche Person), X und Y (gemeinnützige Vereine) sowie Z 
(Gesellschaft in Liquidation) 
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: A, Präsident der Vereine X und Y, beaufsichtigte die 
Entgegennahme von Publikumseinlagen in Form von Darlehen durch diese 
Vereine. Um Anleger zu gewinnen, zogen X und Y (teilweise professio-
nelle) Vermittler bei und Y verfügte über eine Online-Präsenz. X versprach 
hohe Renditen mit Anlagen auf dem Forex-Markt. Y wurde gegründet, um 
die Anleger von X zu entschädigen, die fast vollständige Verluste erlitten 
hatten, und beabsichtigte, einen Finanzintermediär zu kaufen, um Anlagen 
in verschiedenen Sektoren zu tätigen. Zu diesem Zweck gründete A die 
Gesellschaft Z, die diesen Finanzintermediär halten sollte. Im Rahmen ih-
rer Gründung nahm Z ein Darlehen eines Anlegers zur Bildung ihres Akti-
enkapitals an. In der Folge wurde Z wegen des Fehlens von Organen und 
einem Sitz von Amtes wegen liquidiert. A erhielt einen wesentlichen Teil 
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der Anlagegelder direkt auf seinen persönlichen Konten und verwendete 
einen beträchtlichen Teil davon zur Finanzierung seines Lebensunterhal-
tes. Dadurch nahmen A und X einerseits und A, Y und Z andererseits als 
Gruppe Publikumseinlagen entgegen, ohne über die dafür erforderliche 
Bewilligung zu verfügen (Art. 1 Abs. 2 BankG). 
Massnahmen: Feststellung gegen die Gesellschaft Z (Art. 32 Abs. 1  
FINMAG), Eintragung der Vereine X und Y ins Handelsregister, Liquidation 
und Einsetzung einer Liquidatorin (Art. 23quinquies BankG i.V.m. Art. 37  
FINMAG), Publikation der Unterlassungsanweisung gegen A, X und Y für 
die Dauer von drei Jahren (Art. 34 FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
4698/2025 

 
  

Entscheiddatum: 27.05.2025 

Partei: X AG, A und B (natürliche Personen) 
Thema: Unerlaubte Versicherungstätigkeit 
Zusammenfassung: Aufgrund Verdachts auf unerlaubte Ausübung einer 
Versicherungstätigkeit setzte die FINMA zur Abklärung des Sachverhaltes 
bei der X AG, A und B einen Untersuchungsbeauftragten ein. Die Tätigkeit 
der X AG bestand darin, verschiedene Arten von juristischen Abonnements 
für Privatpersonen und Unternehmen anzubieten, die gegen Bezahlung 
eines jährlichen Beitrags Zugang zu verschiedenen Dienstleistungen in der 
Höhe der im Abonnementsbeitrag enthaltenen Anzahl Stunden gewährten. 
Wurden die im Abonnement enthaltenen Stunden überschritten, hatte die 
Kundin oder der Kunde zu dem vorgesehenen Stundenansatz weiterhin 
Zugang zu den Dienstleistungen der X AG. Das Verfahren ergab, dass der 
Stundenansatz künstlich tief war und dass diese Tarifierung bewusst ge-
wählt wurde, um möglichst wenige Überschreitungen der im Beitrag enthal-
tenen Stunden zu bewirken. Die Struktur der X AG ermöglichte es ihr nicht, 
alle gegenüber ihren Abonnentinnen und Abonnenten eingegangen Ver-
pflichtungen zu erfüllen, und die Parteien wussten, dass nur ein kleiner Teil 
ihrer Kundinnen und Kunden ihr Abonnement tatsächlich nutzte. Die 
FINMA konnte somit feststellen, dass die von der X AG, A und B ausge-
führte Tätigkeit die von der Rechtsprechung festgelegten Voraussetzung 
erfüllte, um als Versicherungstätigkeit im Sinne des VAG zu qualifizieren. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation der Un-
terlassungsanweisung gegen A für die Dauer von sechs Jahren und gegen 
B für die Dauer von drei Jahren (Art. 34 FINMAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung ist rechtskräftig, nachdem eine der Parteien 
ihre Beschwerde zurückgezogen hat. 
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Entscheiddatum: 17.06.2025  
Parteien: X AG in Liquidation, A (natürliche Person) sowie Y (Einzelunter-
nehmen), aus dem Handelsregister gelöscht  
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: A, sein aus dem Handelsregister gelöschtes Einzel-
unternehmen Y und die X AG in Liquidation, die als Gruppe im Sinne des 
Finanzmarktrechts handelten, nahmen Publikumseinlagen entgegen. Zu-
nächst bot A Vermögensverwaltung an, indem er über sein Einzelunterneh-
men Y die Gelder auf Pooling-Konten zusammenführte. Danach übernahm 
die X AG in Liquidation die Verträge gewisser Kundinnen und Kunden, de-
nen sie tokenisierte Aktien anbot, für die sie auch auf ihrer Website warb 
und deren Rückzahlung sie gewährleistete. Die revidierten Statuten der 
Gesellschaft erlaubten es ihr nicht, Aktien in Form von Wertrechten auszu-
geben. Die X AG in Liquidation bot in der Folge auf ihrer Website auch To-
kens an, die ebenfalls jederzeit 1:1 in Franken umgewandelt werden konn-
ten. Die zwecks Vermögensverwaltung und/oder zum Erwerb von tokeni-
sierten Aktien oder Tokens hinterlegten Gelder werden aufgrund des Rück-
zahlungsversprechens als Einlagen eingestuft und wurden der Öffentlich-
keit über Webseiten angeboten. Unabhängig von der tatsächlichen Anzahl 
Anlegerinnen und Anleger reicht die auf den verschiedenen von den Par-
teien betriebenen Webseiten angebotene Werbung aus, um davon auszu-
gehen, dass diese Tätigkeit gewerbsmässig ausgeführt wurde (Art. 6 
BankV).  
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation der Un-
terlassungsanweisung gegen A für die Dauer eines Jahres (Art. 34  
FINMAG) 

Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
 

  
Entscheiddatum: 24.06.2025 
Partei: A (natürliche Person), X (Einzelunternehmen), Y (ausländische Ge-
sellschaft) sowie Z GmbH 
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: A ist Inhaber des Einzelunternehmens X und der 
ausländischen Gesellschaft Y sowie das einzige Organ der Z GmbH. X und 
Y boten der Öffentlichkeit «Vermögensverwaltungsverträge» an, im Rah-
men derer sie die Gelder der Kundinnen und Kunden auf ihren eigenen 
Bankkonten entgegennahmen und dabei jährliche Zinsen von 24 % bis 
72 % versprachen. Die Gelder wurden angeblich auf dem Forex-Markt an-
gelegt. Zu einem bestimmten Zeitpunkt übernahm Z die Verträge und wan-
delte sie in Obligationen um, wobei die Zinsbedingungen unverändert blie-
ben. Im Rahmen dieser Tätigkeit gingen die von den Kundinnen und Kun-
den angelegten Gelder grösstenteils verloren. Mehr als 20 Personen 
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überwiesen Gelder, und die Rechtseinheiten warben über Vermittler sowie 
über ihre eigene Website für ihr Angebot. Dadurch nahmen A, X, Y und Z 
GmbH als Gruppe gewerbsmässig Publikumseinlagen entgegen, ohne 
über die dafür erforderliche Bewilligung zu verfügen (Art. 1 Abs. 2 BankG). 
Im Laufe des Verfahrens wurde der Konkurs über die Z GmbH eröffnet und 
diese wurde in der Folge aus dem Handelsregister gelöscht. 
Massnahmen: Feststellung gegen A (Art. 32 Abs. 1 FINMAG) und Publi-
kation der Unterlassungsanweisung gegen A, X und Y für die Dauer von 
drei Jahren (Art. 34 FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer 
B-6067/2025 
 

  
Entscheiddatum: 07.07.2025 
Partei: A und B (natürliche Personen) sowie X AG in Liquidation 
Thema: Unerlaubte Tätigkeit als Wertpapierhaus, Unterlassungsanwei-
sung, Publikation und Einziehung 
Zusammenfassung: Mit Aktienkaufvertrag vom Juli 2020 erwarb A 100 % 
der Y AG. A und die X AG in Liquidation verkauften zwischen Dezember 
2020 und März 2024 teilweise direkt und teilweise unter Beizug von Ver-
mittlern über 19 Mio. Namenaktien der Y AG an Anleger. Sie nahmen zu-
sammen Gelder in Höhe von mindestens CHF 5,3 Mio. entgegen. B war im 
relevanten Zeitraum einziges Organ und Geschäftsführer der X AG in Li-
quidation sowie eine Schlüsselfigur im gesamten Vertrieb der Aktien der Y 
AG. Über die X AG in Liquidation wurde während laufendem Enforcement-
verfahren der Konkurs eröffnet. Die FINMA stellte fest, dass A, B und die X 
AG in Liquidation ohne Bewilligung gewerbsmässig den Effektenhandel 
betrieben und damit Aufsichtsrecht schwer verletzt haben. Die FINMA ver-
fügte und publizierte eine Unterlassungsanweisung betr. A für die Dauer 
von fünf Jahren, und betr. B für die Dauer von drei Jahren. Zudem verfügte 
die FINMA die Einziehung des mit der unerlaubten Tätigkeit erzielten Ge-
winns, bei A im Umfang von rund CHF 3,9 Mio., und bei B im Betrag von 
rund CHF 252'000. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG), Unterlassungsan-
weisung gegen A und B und Publikation derselben für die Dauer von fünf 
Jahren bzw. drei Jahren (Art. 34 FINMAG), Einziehung im Umfang von to-
tal rund CHF 4,2 Mio. (Art. 35 FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer 
B-6913/2025 und B-5966/2025 

 

  

Entscheiddatum: 19.08.2025 
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Partei: X AG in Liquidation, Y AG in Liquidation, Z AG in Liquidation, A 
(natürliche Person) 

Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: Die X AG in Liquidation, die Y AG in Liquidation und 
die Z AG in Liquidation haben unerlaubterweise je einzeln sowie zusam-
men als finanzmarktrechtliche Gruppe mittels Aktienverkäufen mit Rück-
kaufklauseln als auch durch den Abschluss von Darlehen Publikumseinla-
gen entgegengenommen. Damit haben sie Publikumseinlagen in Höhe von 
bis zu CHF 9,1 Mio. entgegengenommen und Aktien mit Rückkaufoptionen 
oder -pflichten über einen kumulierten Rücknahmepreis von bis zu 
CHF 5,36 Mio. verkauft. Hierbei wurden auch Dritte als Vermittler einge-
setzt, die im Rahmen der Aktienverkäufe bis zu 50 % der Aktienverkaufs-
summe und im Rahmen der Darlehen bis zu 5 % der Darlehenssumme als 
Provision erhielten. A war an der unbewilligten Tätigkeit, welche die X AG 
in Liquidation, die Y AG in Liquidation und die Z AG in Liquidation als fi-
nanzmarktrechtliche Gruppe ausgeübt hat, wesentlich individuell mitverant-
wortlich. Im Rahmen einer Gesamtansicht ist er effektiv als massgeblich an 
deren bewilligungspflichtigen Tätigkeiten beteiligt anzusehen bzw. war in 
die entsprechenden Aktivitäten in entscheidender Form involviert. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation einer 
Unterlassungsanweisung gegen A für die Dauer von vier Jahren (Art. 34 
FINMAG) 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-
7259/2025 
 

  

Entscheiddatum: 20.11.2025 
Partei: X AG, A und B (natürliche Personen) 
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: Während eines Zeitraums von ungefähr elf Monaten 
kauften mehr als 20 Anleger Aktien der X AG für einen Gesamtbetrag von 
über CHF 1 Mio. Die Gesellschaft garantierte den Anlegern einen Rück-
kauf der Aktien zum Kaufpreis zuzüglich einer Rendite. Die X AG warb für 
diesen Verkauf und Rückkauf ihrer Aktien auf ihren Webseiten, über Veröf-
fentlichungen in verschiedenen sozialen Netzwerken sowie über Ge-
schäftsvermittler. A war Verwaltungsrat der X AG, bevor er die Geschäfts-
führung formell an B abtrat, der als Strohmann-Organ handelte. In Wirklich-
keit leitete und kontrollierte A die X AG weiterhin, obwohl er bereits infolge 
eines früheren Enforcementverfahrens Gegenstand einer rechtskräftigen 
sowie von der FINMA angeordneten und veröffentlichten Unterlassungsan-
weisung war. Die FINMA stellte somit fest, dass die X AG sowie die mass-
geblich beteiligten Organe A und B gewerbsmässig Publikumseinlagen 
entgegengenommen hatten, ohne über die dafür erforderliche Bewilligung 
zu verfügen (Art. 1 Abs. 2 BankG). Aufgrund der Überschuldung der 
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Gesellschaft eröffnete die zuständige kantonale Behörde den Konkurs über 
die X AG. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation der Un-
terlassungsanweisung gegen A für die Dauer von acht Jahren und gegen B 
für die Dauer von drei Jahren (Art. 34 FINMAG)  

Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 

 
  

Entscheiddatum: 25.11.2025 
Partei: A (natürliche Person)  
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: A hat mind. zwischen Dezember 2021 und August 
2024 gestützt auf Darlehensverträge sowie anderweitige Anlagevereinba-
rungen Gelder von über 50 natürlichen Personen in Gesamthöhe von über 
CHF 1 Mio. über verschiedene Bankkonten, das Krypto-Wallet von A sowie 
in bar entgegengenommen. Vertraglich hatte sich A explizit zur Rückzah-
lung der Darlehenssumme nach Vertragsende oder implizit zur Rückzah-
lung der Anlagesumme nach erfolgter Vertragskündigung verpflichtet. In 
den Verträgen war zudem ein Zins bzw. eine Rendite vereinbart worden. 
Darüber hinaus hat A öffentlich zur Entgegennahme von Publikumseinla-
gen geworben. A hat demnach gewerbsmässig Publikumseinlagen entge-
gengenommen, ohne über die dafür erforderliche Bankbewilligung zu ver-
fügen (Art. 1 Abs. 2 BankG) und damit Aufsichtsrecht schwer verletzt. 
Massnahmen: Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Publikation der Un-
terlassungsanweisung für die Dauer von vier Jahren (Art. 34 FINMAG). 
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer B-224/2026  
 

  
Entscheiddatum: 16.12.2025 
Partei: X AG  
Thema: Unerlaubte Entgegennahme von Publikumseinlagen 
Zusammenfassung: Die einzige Geschäftstätigkeit der X AG bestand in 
der Herausgabe eines Stablecoins. Die für die Herausgabe dieses Stab-
lecoins entgegengenommenen Gelder qualifizierten grundsätzlich als Pub-
likumseinlagen bzw. als Verbindlichkeiten im Sinne von Art. 1 Abs. 2 
BankG i.V.m. Art. 5 Abs. 1 BankV. Um diese Stablecoins gesetzeskonform 
herausgeben zu können, schloss die X AG mit zwei Banken sog. Ausfall-
garantien ab (Art. 5 Abs. 3 Bst. f BankV). Die Rückzahlungsansprüche der 
Stablecoin-Inhaber waren somit von einer Bankgarantie gedeckt und die 
entgegengenommenen Gelder qualifizierten nicht mehr als Einlagen. 
Nachdem eine der beiden Ausfallgarantien weggefallen war, war die Rück-
zahlung sämtlicher Gelder der Stablecoin-Inhaber nicht mehr gewährleis-
tet, womit ein unerlaubter Zustand gegeben war. Die FINMA stellte im 
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Rahmen ihres Verfahrens fest, dass die X AG ohne Bewilligung gewerbs-
mässig Publikumseinlagen entgegengenommen und damit aufsichtsrechtli-
che Bestimmungen schwer verletzt hat. Sie ordnete Massnahmen zur Wie-
derherstellung des ordnungsgemässen Zustands an.  
Massnahmen: Wiederherstellung ordnungsgemässer Zustand (Art. 31 
FINMAG); Feststellung (Art. 32 Abs. 1 FINMAG); Unterlassungsanwei-
sung; Androhung der Liquidation im Wiederholungsfall (Art. 31 i.V.m. 
Art. 37 Abs. 1 FINMAG) 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechtskräftig. 
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5 Internationale Amtshilfe 

  
Entscheiddatum: 18.02.2025 

Partei: A (natürliche Person) 
Thema: Übermittlung von Kundendaten ins Ausland 
Zusammenfassung: Die FINMA wurde von einer ausländischen Behörde 
im Rahmen der internationalen Amtshilfe (Art. 42 ff. FINMAG) um Bank-
kundendaten im Zusammenhang mit deren Untersuchung wegen Ver-
dachts auf Verletzung von Finanzmarktrecht, namentlich Verstoss gegen 
die Verpflichtung zur Abgabe von Stimmrechtsmitteilungen, ersucht. Im 
Kundenverfahren (Art. 42a FINMAG) sprach sich A ohne Begründung ge-
gen eine Übermittlung ihrer Daten an die ausländische Behörde aus und 
verlangte eine Verfügung der FINMA. In ihrer Verfügung kam die FINMA 
zum Schluss, dass sämtliche Amtshilfevoraussetzungen gemäss Art. 42 
FINMAG erfüllt sind, weshalb die Amtshilfe an die ausländische Behörde 
rechtmässig ist. 
Rechtskraft: rechtskräftig; eine gegen die Verfügung erhobene Be-
schwerde wurde vom Bundesverwaltungsgericht abgewiesen; Urteil 
B-1427/2025 vom 24.04.2025 
 

  
Entscheiddatum: 26.08.2025 
Partei: A (natürliche Person), X (juristische Person) 
Thema: Übermittlung von Kundendaten ins Ausland 
Zusammenfassung: Eine ausländische Behörde ersuchte die FINMA im 
Rahmen der internationalen Amtshilfe um Informationen zu einem mut-
masslichen Insiderhandelsnetzwerk und verlangte gleichzeitig, dass die 
betroffenen Personen gemäss Art. 42a Abs. 4 FINMAG wegen Kollusions-
gefahr erst nachträglich über die Informationsübermittlung informiert wer-
den. Zur Aufklärung des Verdachts von Insidergeschäften benötigte die 
ausländische Behörde Angaben zur Identität der Kontoinhaber, Informatio-
nen zum üblichen Handelsverhalten der beteiligten Personen sowie zu 
Geldflüssen innerhalb des mutmasslichen Insiderhandelsnetzwerks. Die 
FINMA entsprach dem Ersuchen und übermittelte die Informationen zur 
natürlichen Person A und juristischen Person X, ohne diese zuvor zu infor-
mieren. Die ausländische Behörde unterrichtete die FINMA später über 
den Wegfall der Kollusionsgefahr, woraufhin die FINMA A und X notifi-
zierte. A und X verlangten von der FINMA in der Folge eine anfechtbare 
Verfügung, welche die Rechtswidrigkeit der Informationsübermittlung ohne 
vorherige Notifikation sowie die Verletzung des rechtlichen Gehörs fest-
stellt. Die FINMA wies die Begehren von A und X mit der Begründung ab, 
dass sowohl die Informationsübermittlung ohne vorherige Notifikation 
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(Art. 42, Art. 42a Abs. 4–6 FINMAG) als auch die eingeschränkte Aktenein-
sicht (Art. 42a Abs. 3 FINMAG) rechtmässig gewesen seien.  
Rechtskraft: nicht rechtskräftig; Beschwerdeverfahren BVGer 
B-7442/2025 
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6 Konkurse 

  
Entscheiddatum: 03.03.2025 
Partei: Fintech-Institut X 
Thema: Bewilligungsentzug, Konkurseröffnung 
Zusammenfassung: Am 4. März 2025 entzog die FINMA die Bewilligung 
von X (einer Person im Sinne von Art. 1b BankG) und eröffnete deren Kon-
kurs. Diese Massnahme wurde aufgrund der begründeten Besorgnis not-
wendig, dass X ernsthafte Liquiditätsprobleme haben könnte, insbeson-
dere aufgrund mangelnder Erträge. In diesem Zusammenhang stellte die 
FINMA auch ernsthafte Gründe zur Besorgnis fest, dass die Gesellschaft 
überschuldet sein könnte.  
Die FINMA forderte von X Massnahmen zur Verbesserung ihrer finanziel-
len Lage. X und ihre Organe waren nicht in der Lage, innert einer ange-
messenen Frist geeignete Massnahmen erfolgreich umzusetzen, um eine 
ausreichende Verbesserung zu garantieren, bevor sich das Insolvenzrisiko 
verwirklicht.   
Mangels möglicher Sanierungsmassnahmen musste X konkursliquidiert 
werden (Art. 25 Abs. 1 Bst. c BankG). 
Massnahmen: Entzug der Bewilligung und Konkurseröffnung (Art. 33 
Abs. 1 BankG). 
Rechtskraft: Die Verfügung wurde nicht angefochten und ist rechts-
kräftig.  
Medienmitteilung der FINMA vom 4. März 2025 

 
 
 

https://www.finma.ch/de/news/2025/03/20250304-mm-fintech-startup-swiss4_0-liquidation/
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